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Beratungsgegenstand 

Abfallwirtschaft; 
- Betriebsabrechnungsbogen 2011 
- Gebührenkalkulation 2013 
- Neufassung der Abfallentsorgungssatzung der Stadt Ahaus 
 

Beschlussvorschlag 
Der Rat der Stadt Ahaus genehmigt den Betriebsabrechnungsbogen 2011 (Anlage 01), billigt die 
Gebührenkalkulation für die öffentliche Abfallentsorgung für das Haushaltsjahr 2013 (Anlage 03 – 
nicht-öffentlich) und beschließt die  

 
Satzung  

über die Abfallentsorgung  
in der Stadt Ahaus 

vom ...............   
 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW, S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 13.12.2011 (GV. NRW. 2011, S. 685 ), des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212 ff.), des § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung 
(GewAbfV) vom 19.06.2002 (BGBl. I 2002, S. 1938 ff., zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 23 des 
Gesetzes zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts vom 24.02.2012, BGBl. I 
2012, S. 212), der §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) 
vom 21. Juni 1988 (GV. NRW, S. 250), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
17.12.2009 (GV. NRW. S. 863, 975), der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV. NRW, 1969 S. 712), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW. S. 687) sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten (OWiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I, S. 
602), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2353) hat 
der Rat der Stadt Ahaus in seiner Sitzung vom 20.11.2012 folgende Satzung beschlossen:   
 
 

§ 1 
Aufgaben und Ziele 

 
(1) Die Stadt Ahaus betreibt die Abfallentsorgung in ihrem Gebiet nach Maßgabe der Gesetze 

und dieser Satzung als öffentliche Einrichtung. Diese öffentliche Einrichtung wird als „kom-
munale Abfallentsorgungseinrichtung“ bezeichnet und bildet eine rechtliche und wirtschaftli-
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che Einheit. 
 
(2) Die Stadt Ahaus erfüllt insbesondere folgende abfallwirtschaftliche Aufgaben, die ihr gesetz-

lich zugewiesen sind:   
 

1. Einsammeln, Annehmen und Befördern von Abfällen der Anlage 1, die im Stadtgebiet 
anfallen. Anlage 1 ist Bestandteil dieser Satzung. 

2. Information und Beratung über die Möglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und  
 Entsorgung von Abfällen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten.   
3. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von Straßenpapierkörben, soweit dies nach 

den örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist. 
4. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der Allgemeinheit zu-

gänglichen Grundstücken im Stadtgebiet. 
 

(3) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung und Deponierung der Ab-
fälle wird vom Kreis Borken nach einer von ihm hierfür erlassenen Abfallsatzung wahrge-
nommen.   

 
(4) Die Stadt Ahaus kann sich zur Durchführung der Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 Drit-

ter bedienen bzw. abfallrechtliche Aufgaben nach § 5 Absatz 6 Satz 4 und Absatz 7 LAbfG 
NRW dem Kreis Borken übertragen. 

 
(5) Die Stadt Ahaus wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltungen, die auf Grundstücken oder in 

öffentlichen Einrichtungen der Stadt durchgeführt werden die Maßgaben des § 2 LAbfG 
NRW beachtet und insbesondere vorrangig Gebrauchsgüter verwendet werden, die sich 
durch Wiederverwendbarkeit oder Verwertbarkeit auszeichnen. 

 
 

§ 2 
Abfallentsorgungsleistungen der Stadt Ahaus, des Kreises Borken 

und sonstiger Institutionen 
 
(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Stadt Ahaus umfasst das Einsammeln und Befördern 

der Abfälle zu den Abfallentsorgungsanlagen oder Müllumschlagstationen des Kreises, wo 
sie sortiert, verwertet oder umweltverträglich beseitigt werden. Wiederverwertbare Abfälle 
werden getrennt eingesammelt und befördert, damit sie einer Verwertung zugeführt werden 
können. 

 
(2) Im Einzelnen erbringt die Stadt Ahaus gegenüber den Benutzern der kommunalen Abfallent-

sorgungseinrichtung folgende Abfallentsorgungsleistungen:  
 

  1. Gestellung der Abfallbehälter (Restmüll-Container, Restmüll-, Bioabfall-, Altpapiergefä-
ße) und Restmüllsäcke. 

  2. Einsammlung und Transport von Restmüll als Abfall zur Beseitigung. 
  3. Einsammlung und Transport von Bioabfällen als Abfall zur Verwertung. Unter Bioabfällen 

sind hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren Abfallanteile zu verstehen.  
  4. Einsammlung und Transport von Altpapier (Papier, Pappe, Karton - PPK) als Abfall zur 

Verwertung, soweit es sich nicht um Einweg-Verkaufsverpackungen aus PPK handelt.  
  5. Einsammlung und Transport von sperrigen Abfällen (Sperrmüll) mit Ausnahme von 

Elektro- und Elektronik-Altgeräten.  
  6. Einsammlung und Transport von sperrigen Grün- und Gartenabfällen. 
  7. Schredderaktionen für sperrige Grün- und Gartenabfälle. 
  8. Information und Beratung über die Vermeidung, Sortierung, Getrennthaltung, Verwer-

tung und Entsorgung von Abfällen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten. 
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  9. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben. 
10. Einsammlung und Transport von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der All-

gemeinheit zugänglichen Grundstücken im Stadtgebiet. 
11. Betrieb von Wertstoff- und Sperrmüllannahmestellen. 
 

Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine grundstücksbezogene 
Abfallentsorgung mit Abfallgefäßen (Restmüll-Container, Restmüll-, Biomüll-, Altpa-
piergefäße und Restmüllsäcke), durch grundstücksbezogene Sammlungen im Hol-
system (Sperrmüll und sperrige Grün- und Gartenabfälle) sowie durch eine getrennte 
Annahme von Abfällen außerhalb der regelmäßigen grundstücksbezogenen Abfall-
entsorgung im Bringsystem (Abgabemöglichkeit von Sperrmüll, Altholz und sperrigen 
Grün- und Gartenabfällen an den Wertstoff- und Sperrmüllannahmestellen der Stadt). 
Die näheren Einzelheiten sind in den §§ 9 - 16 geregelt und werden über den Abfall-
kalender bekannt gegeben. 

 
(3) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-Verkaufsverpackungen aus Glas, 

Papier/Pappe/Karton, Kunststoffen, Metallen und Verbundstoffen erfolgt im Rahmen eines 
Dualen Systems nach § 6 Verpackungsverordnung in der Form, dass Einweg-
Verkaufsverpackungen aus Altglas über dreifarbgetrennte Altglasdepotcontainer im Bring-
system, Einweg-Verkaufsverpackungen aus Papier/Pappe/Karton über das blaue 240l-
Altpapiergefäß im Holsystem und Einweg-Verkaufsverpackungen aus Kunststoffen, Metallen 
und Verbundstoffen über die gelben 240l-Abfallbehälter im Holsystem erfasst werden. Ver-
kaufsverpackungen, die mit Resten oder Anhaftungen schadstoffhaltiger Stoffe behaftet oder 
verbunden sind, gehören zu den schadstoffhaltigen Abfällen nach Absatz 4. 

 
(4) Das Sammeln und Befördern von gefährlichen oder schadstoffhaltigen Abfällen erfolgt nach 

§ 5 der Satzung über die Abfallentsorgung im Kreis Borken im Bringsystem über das Schad-
stoffmobil des Kreises bzw. der von ihr beauftragten Entsorgungsgesellschaft Westmünster-
land mbH (EGW).  

 
(5) Das Sammeln und Befördern von Elektro- und Elektronik-Altgeräten erfolgt nach § 9 Elektro- 

und Elektronikgerätegesetz (ElektroG) in Verbindung mit § 11 der Satzung über die Abfall-
entsorgung im Kreis Borken. Der Kreis hält hierzu entsprechende Sammelstellen im Stadt-
gebiet vor. Diese sind auf den Wertstoffhöfen der Stadt Ahaus räumlich eingerichtet. Elektro- 
und Elektronik-Altgeräte sind nach den Gruppen 1. Haushaltsgroßgeräte, automatische Aus-
gabegeräte, 2. Kühlgeräte, 3. Informations- und Telekommunikationsgeräte, Geräte der Un-
terhaltungselektronik, 4. Gasentladungslampen und 5. Haushaltskleingeräte, Beleuchtungs-
körper, elektrische und elektronische Werkzeuge, Spielzeuge, Sport- und Freizeitgeräte, 
Medizinprodukte, Überwachungs- und Kontrollinstrumente, getrennt zu halten und den 
Sammelstellen entsprechend zu übergeben bzw. ordnungsgemäß in die dafür vorgesehenen 
Container zu legen.  

 
(6) Das Sammeln und Befördern von Altkleidern, Alttextilien und Altschuhe erfolgt nach § 10 der 

Satzung über die Abfallentsorgung im Kreis Borken im Bringsystem über die Altkleiderdepot-
container des Kreises bzw. der von ihr beauftragten Entsorgungsgesellschaft Westmünster-
land mbH (EGW). Die Alkleiderdepotcontainer stehen auf den Wertstoffhöfen der Stadt 
Ahaus zur Verfügung. Der Kreis Borken kann weitere Sammelstellen einrichten. 

 
 

§ 3 
Von der Stadt Ahaus ausgeschlossene Abfälle 

 
(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Stadt Ahaus sind gemäß § 20 Abs. 2 KrWG mit 

Zustimmung der zuständigen Behörde ausgeschlossen: 
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1. Folgende Abfälle, die aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG einer Rück-
nahmepflicht unterliegen, bei denen entsprechende Rücknahmevorrichtungen tatsäch-
lich zur Verfügung stehen und bei denen die Stadt Ahaus nicht durch Erfassung als ihr 
übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 KrWG): 

 
a)  Transportverpackungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 4 VerpackV, zu deren Rück-

nahme die Hersteller und Vertreiber nach § 4 Abs. 1 VerpackV verpflichtet sind, 
b)  Umverpackungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 3 VerpackV, zu deren Rücknahme die 

Vertreiber nach § 5 Abs. 1 VerpackV verpflichtet sind, 
c)  Gebrauchte Verkaufsverpackungen aus Glas, Papier/Pappe/Karton, Kunststoff, Me-

tallen und Verbundstoffen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 2 VerpackV, für die sich die 
Hersteller oder Vertreiber im Rahmen des Dualen Systems nach § 6 Abs. 3 Ver-
packV an einem System beteiligen, das die Rücknahme, Verwertung und Entsor-
gung der Verkaufsverpackungen sichert. 

Vorgenannte Abfälle sind von den übrigen Abfällen getrennt zu halten und der dafür 
vorgesehenen Einrichtung nach § 2 Abs. 3 ff. zur Verwertung zu übergeben bzw. zur 
Verfügung zu stellen. Weitere Informationen hierzu bietet der Abfallkalender der Stadt 
Ahaus. 

 
2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, 

insbesondere aus Industrie- und Gewerbebetrieben, soweit diese nach Art, Menge oder 
Beschaffenheit entsprechend dieser Satzung nicht mit den in Haushaltungen anfallen-
den Abfällen eingesammelt, befördert oder beseitigt werden können oder die Sicherheit 
der umweltverträglichen Beseitigung im Einklang mit dem Abfallwirtschaftsplan des Lan-
des durch einen anderen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder Dritten gewähr-
leistet ist (§ 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG). Dies sind hinsichtlich Art und Beschaffenheit die 
Abfälle, die nicht von der Anlage 1 erfasst sind. Hinsichtlich der Menge sind die Grenzen 
in § 9 Absatz 2 dieser Satzung gesetzt. Die Entscheidung hierüber trifft die Stadt im 
Rahmen der abfallrechtlichen Vorschriften. 

 
(2) Die Stadt Ahaus kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zustimmung der zuständigen 

Behörde widerrufen, wenn die Voraussetzungen für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 
20 Abs. 2 Satz 3 KrWG). 

 
 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Ahaus liegenden Grundstücks ist im Rahmen 

der §§ 2 und 3 berechtigt, von der Stadt Ahaus den Anschluss seines Grundstückes an die 
kommunale Abfallentsorgungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht).  

 
(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet der Stadt Ahaus haben 

im Rahmen der §§ 2 und 3 dieser Satzung das Recht, die auf ihren Grundstücken oder sonst 
bei ihnen anfallenden Abfälle der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen 
(Benutzungsrecht).  

 
 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Ahaus liegenden Grundstückes ist verpflichtet, 

sein Grundstück an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung anzuschließen, wenn das 
Grundstück von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang). 
Der Eigentümer eines Grundstückes als Anschlusspflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer 
(z.B. Mieter, Pächter) auf einem an die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen 
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Grundstückes ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 und 3 die auf seinem Grundstück oder 
sonst bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung und Abfälle zur Verwertung aus privaten 
Haushaltungen der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Benutzungs-
zwang). Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i.V.m. § 2 
Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung 
anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen 
sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des be-
treuten Wohnens. 

 
(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeuger/Abfallbesitzer auf Grundstücken, die nicht 

zu Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. gewerblich/ industriell genutzt werden, haben 
gleichermaßen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstücken Abfälle zur 
Beseitigung im Sinne des § 3 Abs.1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 
Satz 4 der Gewerbeabfall-Verordnung für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des § 2 Nr. 
1 GewAbfV eine Pflicht-Restmülltonne nach den Erfordernissen einer geordneten Abfallent-
sorgung zu benutzen. Die Zuteilung des Gefäßvolumens für die Pflicht-Restmülltonne erfolgt 
auf der Grundlage der Maßgaben in § 10 Abs. 3 dieser Satzung. Gewerbliche Siedlungsab-
fälle sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Abfallverzeichnis-Verordnung aufgeführt sind, 
insbesondere gewerbliche und industrielle Abfälle, die Abfällen aus privaten Haushaltungen 
aufgrund ihrer Beschaffenheit und Zusammensetzung ähnlich sind sowie Abfälle aus priva-
ten und öffentlichen Einrichtungen. 

 
(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 besteht auch für Grundstücke, 

die anderweitig z.B. gewerblich/industriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu 
Wohnzwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstücke). Die Nutzung einer 
gemeinsamen Restmülltonne durch die privaten Haushaltungen und die Erzeuger und Besit-
zer von gewerblichen Siedlungsabfällen ist auf Antrag möglich.   

 
(4) Das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen ist durch „Allgemeinverfügung zur Verbrennung 

von Schlagabraum im Gebiet der Städte Ahaus und Vreden vom 17.09.2007“ geregelt wor-
den.   

  
 

§ 6 
Ausnahmen vom Benutzungszwang 

 
Ein Benutzungszwang nach § 5 besteht nicht, 
 

• soweit Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung von der kommunalen Abfallentsorgungs-
einrichtung ausgeschlossen sind; 

 

• soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund einer Rechtsverordnung 
nach § 25 KrWG unterliegen und die Stadt Ahaus an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG); 

 

• soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 KrWG freiwillig zu-
rückgenommen werden, wenn dem zurücknehmenden Hersteller oder Vertreiber durch die 
zuständige Behörde ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 4 oder 
Abs. 6 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG); 

 

• soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, 
durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 18 KrWG zulässige, gemeinnützige 
Sammlung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

 

• soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 
17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulässige gewerbliche Sammlung einer ord-
nungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden.  
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§ 7 
Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang 

an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung 
 
(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung 

besteht bei Grundstücken, die von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wer-
den, soweit der/die Anschluss- und/oder Benutzungspflichtige schlüssig und nachvollziehbar 
nachweist, dass er/sie nicht nur willens, sondern auch fachlich und technisch in der Lage ist, 
alle auf dem Grundstück anfallenden kompostierbaren Stoffe ordnungsgemäß und schadlos 
i.S.d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstück selbst so zu behandeln, dass eine Beein-
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere durch Gerüche oder Siedlungsunge-
ziefer (z. B. Ratten), nicht entsteht (Eigenverwertung). Die Stadt Ahaus stellt auf der Grund-
lage der Darlegungen des/der Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob und in-
wieweit eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1, 
2. Halbsatz KrWG besteht.   

 
(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei Grundstücken, die nicht 

zu Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. industriell/gewerblich genutzt oder gewerblich 
genutzt werden, wenn der Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nachweist, dass er/sie die bei ihm 
anfallenden Abfälle zur Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbeseitigung) und kei-
ne überwiegenden öffentlichen Interessen eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung er-
fordern. Die Stadt Ahaus stellt auf der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- 
und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG besteht.   

 
 

§ 8 
Entsorgung ausgeschlossener Abfälle/ 

Selbstbeförderung zu Abfallentsorgungsanlagen 
 
Erzeuger/Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln und Befördern durch die Stadt Ahaus gemäß 
§ 3 dieser Satzung ausgeschlossen ist und/oder die nicht in der Anlage 1 aufgeführt sind, sind 
verpflichtet, diese Abfälle zum Zwecke des Verwertens, Behandelns, Lagerns oder Ablagerns 
entsprechend dieser Satzung und der Satzung über die Abfallentsorgung im Kreis  Borken ge-
trennt von den übrigen Abfällen zu halten und den Institutionen bzw. Sammelstellen nach § 2 
Abs. 3 ff. zu übergeben und darüber hinaus zu der vom Kreis angegebenen Sammelstelle, Be-
handlungsanlage oder Abfallentsorgungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. Soweit 
der Kreis das Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfälle ebenfalls ausgeschlossen hat, 
sind die Abfälle zum Zwecke des Behandelns, Lagerns oder Ablagerns zu einer sonstigen dafür 
zugelassenen Abfallentsorgungsanlage oder Einrichtung zu befördern oder befördern zu lassen.  
 
 

§ 9 
Abfallbehälter und Abfallsäcke 

 
(1) Die Stadt Ahaus bestimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften Art, Anzahl und Zweck 

der Abfallbehälter, deren Standplatz für die Entleerung, ob und wie die Abfälle voneinander 
getrennt zu halten sind sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr. 

 
(2) Für das Einsammeln von Abfällen sind folgende Abfallbehälter und Abfallsäcke zugelassen: 
 

a. blaue Abfallbehälter für Altpapier mit der Gefäßgröße 240 l, 
 

b. braune Abfallbehälter oder graue Abfallbehälter mit braunem Deckel für Bioabfälle in den 
Gefäßgrößen 80 l, 120 l und 240l, 
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c. graue Abfallbehälter in den Gefäßgrößen 80 l, 120 l, 240 l, sowie 1.100 l Container für 
Restmüll, 

 

d. für Restmüllmengen, für die die Restmülltonne vorübergehend nicht ausreicht und die 
sich zum Einsammeln in Abfallsäcken eignen, können von der Stadt Ahaus gegen Ge-
bühr zugelassene graue 60l-Abfallsäcke vom Bürgerbüro bezogen werden. Sie werden 
von der Stadt zusammen mit der Restmülltonne eingesammelt. 

 
 

§ 10 
Anzahl und Größe der Abfallbehälter 

 
(1) Jeder Grundstückseigentümer, der dem Anschluss- und Benutzungszwang (§ 6) unterliegt, 

hat in jeweils ausreichendem Maße die Aufstellung von Abfallbehältern nach § 9 zu dulden 
und zwar: 

 
a. mindestens einen blauen Abfallbehälter für Altpapier (PPK) in der Größenordnung 240 l, 

soweit nicht eine Regelung nach § 13 dieser Satzung getroffen worden ist, 
 

b. mindestens einen braunen Abfallbehälter oder grauen Abfallbehälter mit braunem De-
ckel für Bioabfälle in den Gefäßgrößen 80 l, 120 l oder 240 l, soweit nicht eine Regelung 
nach § 13 getroffen worden ist, und 

 

c. mindestens einen grauen Abfallbehälter für Restmüll in den Gefäßgrößen 80 l, 120 l, 
240 l oder 1.100 l (Restmüll-Container).  

 
(2) Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungsterminen festgestellt, dass die vorhandenen 

Abfallbehälter für die Aufnahme einer regelmäßig anfallenden Abfallart nicht ausreichen und 
ist ein zusätzlicher Abfallbehälter oder ein Abfallbehälter mit größerem Fassungsvolumen 
nicht beantragt worden, so hat der Entsorgungspflichtige die Aufstellung entsprechender Ab-
fallbehälter nach Anhörung durch die Stadt Ahaus zu dulden.  

 
(3) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen 

wird der Behälterbedarf für Abfälle zur Beseitigung nach den Erfordernissen einer geordne-
ten Abfallentsorgung individuell im Sinne der GewAbfV von der Stadt unter Zugrundelegung 
von betriebsspezifischen Größen wie Menge des anfallenden Restmülls, Beschäftigtenzahl, 
Gewerbeart und Betriebsfläche ermittelt und festgesetzt. Der Anschlusspflichtige erteilt der 
Stadt hierzu die notwendigen Informationen. Entsprechend gilt die Regelung für Fälle des § 5 
Abs. 3. 

 
 

§ 11 
Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter 

 
(1) Die Abfallbehälter und Abfallsäcke sind zu den Abfuhrterminen an die nächstgelegene - für 

die Sammelfahrzeuge ohne Schwierigkeiten befahrbare - öffentliche - Straße zu stellen. We-
gen der Entleerungstechnik hat die Seite der Öffnung der Behälter zur Fahrbahn hin zu zei-
gen. 

 
(2) Für die im Außenbereich liegenden Grundstücke kann die Stadt im Einzelfall etwas anderes 

anordnen, soweit die nächstgelegene öffentliche Straße für das Befahren mit Müllfahrzeugen 
ungeeignet ist. 

 
(3) Die Abfallbehälter sind so aufzustellen, dass Verkehrsteilnehmer nicht behindert oder ge-

fährdet werden. Die Gefäße sind nach der Leerung unverzüglich, spätestens aber mit Ablauf 
des Leerungstages von den öffentlichen Straßen zu entfernen. 
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(4) Ist eine öffentliche Straße wegen ihres Straßenzustandes oder aus sonstigen Gründen dau-

ernd oder vorübergehend mit Müllfahrzeugen nicht befahrbar (z.B. Baumaßnahmen), sind 
die Abfallbehälter unaufgefordert an einer befahrbaren Straße oder einem befestigten öffent-
lichen Wirtschaftsweg zur Entleerung abzustellen. Diese Regelung gilt im Außenbereich für 
öffentliche Wirtschaftswege entsprechend. 

 
 

§ 12 
Benutzung der Abfallbehälter 

 
(1) Die Abfallbehälter nach § 10 Abs. 1 werden von der Stadt Ahaus gestellt und unterhalten. 

Sie bleiben Eigentum der Stadt. Die Stadt Ahaus kann die Gefäßgestellung einem Dritten 
übertragen. Für die Sauberkeit der Gefäße ist der Grundstückseigentümer verantwortlich. 

 
(2) Die Abfälle müssen in die von der Stadt Ahaus gestellten Abfallbehälter entsprechend deren 

Zweckbestimmung eingefüllt werden. Abfälle dürfen nicht in einer anderen Weise zum Ein-
sammeln bereitgestellt oder neben die Abfallbehälter oder Depotcontainer gelegt werden.  

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Abfallbehälter allen Hausbewoh-

nern zugänglich sind und ordnungsgemäß benutzt werden können und auch benutzt werden. 
 
(4) Die Abfallbesitzer/-erzeuger haben die Abfälle mit Ausnahme der sperrigen Abfälle nach § 

15, der ausgeschlossenen Abfälle nach § 3 und der durch § 6 von der Benutzungspflicht 
ausgenommenen Abfälle getrennt nach Bioabfällen, Altpapier (PPK) und Restmüll zu halten 
und wie folgt zur Einsammlung im Rahmen der Abfallentsorgung durch die Stadt Ahaus be-
reitzustellen:  

 

a. Bioabfälle sind in den braunen bzw. grauen Abfallbehälter mit braunem Deckel einzufül-
len und zur Abholung bereitzustellen. 

 

b. Altpapier (Papier, Pappe und Karton) ist in den blauen Abfallbehälter einzufüllen und zur 
Abholung bereitzustellen. 

 

c. der verbleibende Restmüll ist in die grauen Abfallbehälter oder Restmüll-Container zu 
verfüllen und zur Abholung bereitzustellen. 

 
(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln. Sie dürfen nur soweit gefüllt werden, dass 

sich der Deckel schließen lässt. Abfälle dürfen nicht neben die Abfallbehälter geworfen oder 
daneben gestellt werden. Abfälle dürfen nicht in den Abfallbehälter eingestampft oder in ih-
nen in einer Art und Weise verdichtet werden, so dass eine Entleerung am Abfallfahrzeug 
nicht mehr möglich ist, weil der Inhalt nicht mehr geschüttet werden kann und hierdurch der 
Entleerungsvorgang ausgeschlossen wird. In den Wintermonaten sind die Abfälle frostfrei 
und schüttfähig zu halten. Es ist nicht gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in 
Abfallbehälter zu füllen oder Abfälle im Abfallbehälter zu verbrennen. Die Abfallbehälter dür-
fen das zulässige Gesamtgewicht (240 l-Gefäß = 110 kg, 120 l-Gefäß = 60 kg, 80 l-Gefäß = 
50 kg) nicht überschreiten. 

 
(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, welche die Abfallbehälter oder das 

Sammelfahrzeug beschädigen oder ungewöhnlich verschmutzen können, dürfen nicht in die 
Abfallbehälter und Abfallsäcke gefüllt werden.  

 
(7) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch unsachgemäße Behandlung der Abfallbehälter 

oder durch Einbringen nicht zugelassener Gegenstände an den Sammelfahrzeugen entste-
hen, richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften.  

 
(8)  Die Stadt Ahaus gibt die Termine für die Einsammlung von Abfällen, die Standorte und Öff-

nungszeiten der Wertstoffhöfe und die Standorte der Altglas- und Altkleider-Depotcontainer 
(Sammelcontainer) über den Abfallkalender rechtzeitig bekannt.  
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(9) Zur Vermeidung von Lärmbelästigung dürfen Depotcontainer für Altglas nur werktags in 

 der Zeit von 07.00 Uhr bis 20.00 Uhr benutzt werden. 
 
 

§ 13 
Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft 

 
Auf Antrag der Grundstückseigentümer kann eine Entsorgungsgemeinschaft für zwei unmittelbar 
benachbarte Grundstücke zugelassen werden. Die in der Entsorgungsgemeinschaft zugelasse-
nen Grundstückseigentümer haften gegenüber der Stadt Ahaus im Hinblick auf die zu zahlenden 
Abfallentsorgungsgebühr als Gesamtschuldner im Sinne der §§ 421 ff. BGB.   
 
 

§ 14 
Häufigkeit und Zeit der Leerung 

 
(1) Die blauen Abfallgefäße für Pappe, Papier und Karton werden im 4-Wochen-Rhythmus ent-

leert. 
 
(2) Für die 1.100 l-Container für Restmüll kann wahlweise 4-wöchentliche, 14-tägige, wöchentli-

che und zweimal wöchentliche Leerung beantragt werden. 
 
(3) Die grauen Abfallbehälter für Restmüll und die Restmüllsäcke werden im 4-Wochen-

Rhythmus entleert. 
 
(4) Die braunen Abfallbehälter bzw. die grauen Abfallbehälter mit braunem Deckel für Bioabfälle 

werden in den Monaten April bis November im 2-Wochen-Rhythmus und in den Monaten De-
zember bis März im 4-Wochen-Rhythmus geleert. 

 
(5) Die Termine für die Leerung der Gefäße und die Einsammlung der Abfallsäcke sowie not-

wendige Änderungen (z.B. Feiertagsregelung usw.) werden von der Stadt bestimmt und 
rechtzeitig über den Abfallkalender bzw. die Tagespresse bekannt gegeben.  

 
(6) Die Abfallentsorgung erfolgt grundsätzlich werktags in der Zeit von 06.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 

Die Abfallbehälter und Abfallsäcke müssen am Leerungstag bis 06.00 Uhr bereitgestellt wer-
den. 

 
§ 15 

Sperrmüllentsorgung und Wertstoffhöfe 
 
(1) Sperrige von der Stadt Ahaus zugelassene Abfälle von Anschlussberechtigten und anderen 

Abfallbesitzern im Gebiet der Stadt Ahaus, die im Rahmen der §§ 2 - 3 dieser Satzung we-
gen ihres Umfanges oder ihres Gewichts nicht in den nach dieser Satzung zugelassenen Ab-
fallbehältern eingefüllt werden können, werden von der Stadt außerhalb der regelmäßigen 
Abfallentsorgung einmal jährlich zu festen von der Stadt Ahaus vorgegebenen Terminen ab-
gefahren. Die Einzelteile dürfen nicht schwerer als 50 kg sein. Sofern sperrige Abfälle wegen 
Art, Umfang oder Gewicht nicht von einer Fahrzeugbesatzung verladen werden können, be-
steht keine Abfuhrpflicht. Die Termine für die Einsammlung der sperrigen Abfälle sowie not-
wendige Änderungen (z.B. Feiertagsregelung usw.) werden von der Stadt bestimmt und 
rechtzeitig über den Abfallkalender bekannt gegeben. Die Abfuhr erfolgt an den vorgegebe-
nen Tagen in der Zeit von 06.00 Uhr bis 18.00 Uhr. Die Abfälle sind bis 06.00 Uhr bereitzu-
stellen. Bezüglich des Bereitstellungsplatzes gilt § 11 dieser Satzung entsprechend. 

 
(2) Für die in Abs. 1 aufgeführten Abfälle betreibt die Stadt zusätzlich zwei Wertstoff- und 

Sperrmüllannahmestellen (Wertstoffhöfe). Die Entsorgung des Sperrmülls und der sperrigen 
Grün- und Gartenabfälle erfolgt hier im Bringsystem. Lage und Öffnungszeiten der Wertstoff- 
und Sperrmüllannahmestellen und die Annahmebedingungen werden von der Stadt über den 
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Abfallkalender bekannt gegeben. Den Anweisungen des Personals der Wertstoffhöfe ist Fol-
ge zu leisten, die Platzordnung mit den Sortiervorgaben ist einzuhalten. 

 
 

§ 16 
Anmeldepflicht 

 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat der Stadt Ahaus den erstmaligen Anfall von Abfällen, die 

voraussichtliche Menge, die Anzahl der auf dem Grundstück wohnenden Personen sowie je-
de wesentliche Veränderung der anfallenden Abfälle, ihrer Menge oder der auf dem Grund-
stück wohnenden Personenzahl unverzüglich anzumelden. 

 
(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl der bisherige als auch der neue Ei-

gentümer verpflichtet, die Stadt Ahaus unverzüglich zu benachrichtigen.  
 
 

§ 17 
Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht  

 
(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte oder der Abfallbesitzer/ Abfallerzeuger 

sind verpflichtet, über § 16 hinaus alle für die Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Hierzu gehört insbesondere die Mitteilung über die Anzahl der Beschäftigten, ihre 
Arbeitszeiten, die Anzahl der Gäste, die Anzahl der Betten in Kliniken und Beherbergungsun-
ternehmen.  
 

(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle 
anfallen, sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von Abfallgefäßen 
auf ihrem Grundstück sowie das Betreten des Grundstücks zum Zweck des Einsammelns 
und zur Überwachung des Getrennthaltens und der Verwertung von Abfällen zu dulden.   
 

(3) Den Bediensteten und Beauftragten der Stadt Ahaus ist zur Prüfung, ob die Vorschriften die-
ser Satzung befolgt werden, im Rahmen des § 19 Abs. 1 KrWG ungehinderter Zutritt zu 
Grundstücken zu gewähren, für die nach dieser Satzung Anschluss- und Benutzungszwang 
besteht.  
 

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. 
  

(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Stadt Ahaus ausgestellten Dienstausweis 
auszuweisen. 
 

(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz) wird inso-
weit durch § 19 Abs. 1 Satz 3 KRWG eingeschränkt. 

 
 

§ 18 
Unterbrechung der Abfallentsorgung 

 
(1) Unterbleibt die der Stadt Ahaus obliegende Abfallentsorgung bei vorübergehenden Ein-

schränkungen, Unterbrechungen oder Verspätungen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, 
betriebsnotwendigen Arbeiten oder behördlichen Verfügungen, werden die erforderlichen 
Maßnahmen so bald wie möglich nachgeholt. Dies gilt auch bei witterungsbedingten Störun-
gen. Hierbei kann die Stadt eine Ausnahme von § 14 Abs. 6 zulassen. 

 
(2) In Fällen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf Ermäßigung der Gebühren oder auf 

Schadensersatz.  
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§ 19 

Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung 
/Anfall der Abfälle 

 
(1)  Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung beginnt, 

wenn dem anschluss- und benutzungspflichtigen Grundstückseigentümer ein oder mehrere 
Abfallgefäße zur Verfügung gestellt worden sind oder ein oder mehrere Abfallgefäße ander-
weitig vorhanden sind und diese zur Abfallüberlassung bereitgestellt werden und das an die 
kommunale Abfallentsorgungseinrichtung angeschlossene Grundstück mit Abfallfahrzeugen 
zur Entleerung dieser Abfallbehältnisse angefahren wird.   

 
(2)  Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, wenn die Voraussetzungen 

des Abfallbegriffs gemäß § 3 Abs. 1 KrWG erstmals erfüllt sind.    
 
(3)  Die Stadt Ahaus ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen suchen zu 

lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. 
 
(4)  Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung bereitgestellte Abfälle zu 

durchsuchen oder wegzunehmen. 
 
 

§ 20 
Abfallentsorgungsgebühren  

 
(1)  Für die Inanspruchnahme der Einrichtungen und Anlagen der Abfallentsorgung erhebt die 

Stadt zur Deckung der Kosten nach § 6 Abs. 2 KAG Abfallentsorgungsgebühren. Eine ge-
bührenrechtliche Inanspruchnahme liegt grundsätzlich vor, wenn auf der Grundlage des 
Anschluss- und Benutzungszwanges nach § 5 dem Benutzer auf seinem Grundstück ein 
oder mehrere Abfallgefäße zur Verfügung gestellt und das Grundstück zur Entleerung der 
Abfallgefäße turnusmäßig von einem Sammelfahrzeug angefahren wird.  

 
(2)  Gebührenpflichtig sind die Eigentümer der an die Abfallentsorgung angeschlossenen 

Grundstücke und der in § 21 genannte Personenkreis. Die Grundstückseigentümer werden 
jedoch nicht dadurch von der Gebührenpflicht befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- 
und Benutzungspflichtige vorhanden sind.  

 
(3)  Mehrere Eigentümer und die ihnen nach Abs. 2 Gleichgestellten haften als Gesamtschuld-

ner.  
 
(4)  Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Ersten des auf den Anschluss folgenden Monats. Sie 

endet mit dem Ende des Monats, in dem der Abfallbehälter ordnungsgemäß schriftlich ab-
gemeldet oder eingezogen wird.  

 
(5)  Beim Wechsel in der Person des Eigentümers oder des sonstigen Anschlussberechtigten 

oder Anschlusspflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Wechsel folgen-
den Monats auf den neuen Gebührenpflichtigen über.  

 

(6)  Die Höhe der Abfallgebühr richtet sich nach dem Gefäß, und zwar nach der Art des Abfalls, 
für die das Gefäß bestimmt ist, nach der Größe und der Anzahl der Abfuhren. Die Abfallge-
bühr beträgt jährlich:  

  
a)  für die braunen Gefäße oder grauen Gefäße mit braunem Deckel zur Erfassung von or-

ganischen Abfällen (Bioabfallgefäß) bei 14-tägiger Leerung in den Monaten April bis 
November und 4-wöchentlicher Leerung in den Monaten Dezember bis März für einen  
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 80 l-Abfallbehälter........................................................................................ 49,95 €  
 120 l-Abfallbehälter...................................................................................... 62,85 €  
 240 l-Abfallbehälter.....................................................................................101,56 €  
  
b)  für die grauen Gefäße zur Erfassung von Restmüll (Restmüllgefäße)  
 bei 4-wöchentlicher Leerung für einen  
 80 l-Abfallbehälter....................................................................................… 69,84 €  
 120 l-Abfallbehälter..................................................................................... 93,19 €  
 240 l-Abfallbehälter.................................................................................... 163,23 €  

 c)  für die 1.100 l-Container zur Erfassung von Restmüll (Restmüllcontainer)  

 bei 4-wöchentlicher Leerung...................................................................... 664,03 €  
 bei 14-tägiger Leerung............................................................................ 1.257,56 €  
        bei wöchentlicher Leerung.....................................................................  2.444,60 €  
 bei 2 x wöchentlicher Leerung................................................................ 4.818,71 €  

 
Aufgrund der differenzierten Abrechnung für die Entsorgung von gewerblichen Abfällen aus 
1.100 l-Restmüll-Containern durch die Gebührenordnung des Kreises Borken bzw. der Ent-
geltordnung der EGW mbH verringern sich die Gebührensätze der Stadt Ahaus für die 
1.100 l-Container für Abfälle aus gewerblichen Betrieben um 11,66 %.  
 

(7)  Die Gebühr für den Bezug von zugelassenen Restmüllsäcken wird auf 2,00 € je Restmüll-
sack festgesetzt. Mit dieser Gebühr sind auch die Kosten für Einsammlung, Transport und 
Beseitigung des Abfalls abgegolten.  

 
(8)  Die Nutzung der Wertstoffhöfe der Stadt Ahaus ist gebührenpflichtig. Für die Anlieferung 

von Sperrmüll und/oder sperrigen Grün- und Gartenabfällen nach § 15 mit einem Perso-
nenkraftwagen, Kombi oder Van wird eine Gebühr von 5,00 €, mit einem PKW bzw. Van 
plus Anhänger oder einem Kleintransporter 10,00 €, mit einem Klein-LKW 15,00 € erhoben. 
Für eine 10er Karte für die Anlieferung von Grünschnitt (sperrige Grün- und Gartenabfälle) 
werden 30,00 € erhoben.  

 
(9)  Für den Tausch von Abfallbehältern wird eine Gebühr je Anfahrt von 10,00 € erhoben. Eine 

Gebührenpflicht besteht nicht für die erstmalige Bereitstellung der Abfallbehälter und nicht 
für den Tausch von Behältern aufgrund von Beschädigungen durch das ausführende Ent-
sorgungsunternehmen. Für eine wiederholte Anfahrt zur Entleerung eines Abfallgefäßes 
aufgrund von Vernachlässigungen des Grundstückseigentümers oder Verstößen gegen das 
Satzungsrecht wird eine Sondergebühr von 20,00 € erhoben.  

 
(10) Die Gebührensätze unter Absatz 6 b) und c) stellen Einheitsgebühren dar. Hiermit sind fol-

gende Abfallentsorgungsteilleistungen abgegolten: Gestellung der entsprechenden Abfall-
gefäße für Restmüll und Altpapier; Einsammlung, Beförderung und Entsorgung des Rest-
mülls; Einsammlung, Beförderung und Verwertung des Altpapiers, soweit diese Kosten 
durch die Altpapierverkaufserlöse nicht gedeckt sind; Verwertung bzw. Entsorgung von 
Grün- und Gartenabfällen (außerhalb der Biotonne), Altholz, Altmetallen und sonstigen 
sperrigen Abfällen (Sperrmüll) aus Haushalt, Haus- und Kleingärten; Inanspruchnahme der 
Wertstoff- und Sperrmüllannahmestellen, soweit diese Kosten durch die Sondergebühren 
nicht gedeckt sind; Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben, Ein-
sammlung und Entsorgung von verbotswidrigen Ablagerungen von den der Allgemeinheit 
zugänglichen Grundstücken im Stadtgebiet, Abfallberatung und die Leistungen des Kreises 
nach § 2 Abs. 4 ff.. Übersteigen die Altpapierverkaufserlöse die Kosten der Altpapierentsor-
gung, fließen diese Mehreinnahmen in die Einheitsgebührenrechnung ein und wirken sich 
so positiv auf die Restmüllgebühr aus.  
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(11) Die nach Absatz 6 und Absatz 9 zu entrichtenden Gebühren werden von der Stadt durch 

Gebührenbescheid, der mit dem Bescheid über andere Abgaben verbunden sein kann, 
festgesetzt. Sie sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides 
zu zahlen; gibt der Gebührenbescheid andere Fälligkeitstermine an, so gelten diese. Die 
Gebühren nach den Absätzen 7 und 8 sind direkt bei Aushändigung der Abfallsäcke im 
Bürgerbüro der Stadt Ahaus bzw. bei Anlieferung der Abfälle an den Wertstoffhöfen in bar 
zu entrichten. 

 
 

§ 21 
Andere Berechtigte und Verpflichtete 

 
Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und Pflichten 
gelten entsprechend für Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer und sonstige Nutzungsberech-
tigte im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher sowie alle sonstigen zum Besitz 
eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstückseigentümer werden von ihren Ver-
pflichtungen nicht dadurch befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungspflichti-
ge vorhanden sind.  
 
 

§ 22 
Begriff des Grundstücks 

 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegenschaftskataster 
und im Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung jeder zusammenhän-
gende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.  
 
 

§ 23 
Ordnungswidrigkeiten  

 
(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt ordnungs-

widrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er  
 
a) nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle der Stadt Ahaus zum Einsammeln 

oder Befördern überlässt; 
b) überlassungspflichtige Abfälle der Stadt Ahaus nicht überlässt oder von der Stadt Ahaus 

bestimmte Abfallbehälter und Abfallsäcke zum Einfüllen von Abfällen nicht benutzt und 
damit dem Anschluss- und Benutzungszwang in § 5 zuwider handelt; 

c) den Sortierungs-, Getrennthaltungs- und Übergabepflichten nach §§ 2 und 3 nicht nach-
kommt; 

d) für bestimmte Abfälle vorgesehene Behälter oder Abfallsäcke entgegen § 12 Abs. 4 die-
ser Satzung mit anderen Abfällen füllt; 

e) Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 12 Abs. 2 , Abs. 4 , Abs. 5 und 
Abs. 6 dieser Satzung befüllt; 

f) den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche Veränderungen des Abfalls gemäß 
§ 16 dieser Satzung nicht unverzüglich anmeldet; 

g) anfallende Abfälle entgegen § 19 Abs. 2 i.V.m. § 19 Abs. 4 dieser Satzung unbefugt 
durchsucht oder wegnimmt; 

h) entgegen § 12 Abs. 1 anderweitig besorgte Abfallgefäße benutzt und zur Abholung der 
Abfälle bereitstellt; 

i) entgegen § 10 Abs. 2 und 3 eine Duldung der von der Stadt zugeteilten Gefäßgröße 
nicht hinnimmt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu  50.000 € geahndet werden, soweit 

nicht andere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen.   
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§ 24 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig treten die Satzung über die Abfallentsor-
gung in der Stadt Ahaus vom 24.11.2006 und die Gebührensatzung zur Abfallentsorgung in der 
Stadt Ahaus vom 24.11.2006 außer Kraft. 
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Anlage 1 zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Ahaus 
 
 
Folgende Auflistung enthält Abfälle, die nach § 1 Absatz 2 Nr. 1 über die Stadt Ahaus im Rahmen 
dieser Satzung zu entsorgen sind. (Auflistung der von der Stadt Ahaus zugelassenen Abfälle) 
 
Abfälle für das Altpapiergefäß 
(Papier, Pappe, Karton  - PPK -) 
Hierunter fallen: (Abfallschlüssel-Nr.: 20 01 01) 
Zeitungen und Zeitschriften, Kataloge und Prospekte, Papier- und Schreibblöcke, Hefte, Bücher, 
Aktenordner aus Pappe, Eierkartons, Wellpappe, Packpapier, Briefumschläge, sowie Pappe und 
Kartons, soweit diese nicht Einweg-Verkaufsverpackungen nach der Verpackungsverordnung 
sind. 
 
Abfälle für das Bioabfallgefäß 
(biologisch abbaubare Küchenabfälle und biologisch abbaubare Abfälle aus Garten- und Parkan-
lagen) 
Hierunter fallen: (Abfallschlüssel-Nr.: 20 01 08 und 20 02 01) 
Baumschnitt, Blumen, Blumenerde, Eierschalen, Eier, Essensreste, Federn, Fisch- und Fleisch-
reste, Gemüseabfälle, Haare, Heckenschnitt, Holzwolle, Kaffeefilter, Kleintiermist, Küchenpapier-
tücher, Laub, Lebensmittelreste, Milcherzeugnisse, Moos, Obstabfälle, Papiertaschentücher, 
Pflanzen, Rasenschnitt, Salatabfälle, Sägespäne, Sägemehl, Servietten, Teebeutel, Unkraut. 
 
Abfälle für das Restmüllgefäß 
(Abfälle, die keiner Wiederverwertung zugeführt werden können.) 
Hierunter fallen: (Abfallschlüssel-Nr.: 20 03 01 und 20 03 03) 
Abdeckfolien, Asche (kalt), Backpapier, Bürsten, Buntstifte, Cd´s, DVD´s, Damenbinden, Disket-
ten, Durchschlagpapier, Einmachgläser, Einmalhandschuhe, Einwegrasierer, Feinstrumpfhosen, 
Fensterglas, Feuerzeuge, Filzstifte, Fotos, Gips, Glühbirnen, Gummi, Hygieneartikel, Kämme, 
Kaffee- und Teekannen, Kaugummi, Kehrricht, Keramik, Kerzenreste, Klebeband, Klebeetiketten, 
Kondome, Kosmetiktücher, Kugelschreiber, Kunststoffe, Laminat, Leder, Lumpen, Metalle, Mu-
sikkassetten, verschmutztes und beschichtetes Papier, Pergamentpapier, Pinsel, Porzellan, Putz-
lappen, Q-Tips, Rasierklingen, Abfälle aus der Reinigung von Schornsteinen, Seidenstrümpfe, 
Speiseöle und Speisefette, Spielzeug, Staubsaugerbeutel, Tampons, Tapeten, Taschentücher, 
Thermoskannen, Tontöpfe, Trinkgläser, Verbandsmaterial, Videokassetten, Vogelsand, Watte, 
Zahnbürsten, Zigarettenkippen, Zigarettenasche, Windeln, Wundpflaster. Metalle und Metallteile 
sind hier zugelassen, da die mechanisch-biologische Abfallbehandlungsanlage (MBA) des Krei-
ses über einen Metallabscheider verfügt. 
 
Sperrmüllsammlung und Annahme an den Wertstoffhöfen: 
Hierunter fallen: 
Möbel und Möbelteile, Matratzen, Sprungrahmen, Fahrräder, Teppiche und Bodenbeläge, Bilder, 
Wohnungsdekorationen, Kinderwagen, Bügelbretter, Wäscheständer, Blumenkästen, Gartenge-
räte, Gartenmöbel, Jalousien und Rollos (innen), Kleintierkäfige, Koffer, Leitern, Sportgeräte, 
große Spielzeugteile, soweit nicht über das Restmüllgefäß entsorgbar. 
 
Grünabfuhr und Annahme von Grünschnitt an den Wertstoffhöfen: 
Hierunter fallen: 
Baumschnitt, Strauch- und Astwerk aus Gärten und Kleingärten, soweit nicht über das Bioabfall-
gefäß entsorgbar.                                
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Sachdarstellung 
Die Gebührenkalkulation ist eine Kostenrechnung nach den Grundsätzen des Kommunalabgaben-
rechts, die mit einer kameralistischen Einnahme-/Ausgaberechnung oder einer kaufmännischen Ge-
winn- und Verlustrechnung (NKF) nicht identisch und nicht zu vergleichen ist. 
Benutzungsgebühren sind zu erheben, wenn eine Einrichtung oder Anlage überwiegend dem Vorteil 
einzelner Personen oder Personengruppen dient, sofern nicht ein privatrechtliches Entgelt gefordert 
wird. Das veranschlagte Gebührenaufkommen soll die voraussichtlichen Kosten der Einrichtung oder 
Anlage nicht übersteigen und in der Regel decken (gesetzliches Kostenüberschreitungsverbot und 
Kostendeckungsgebot). Die Benutzungsgebühr ist rechtlich gesehen eine öffentliche Abgabe. Sie ist 
danach eine Geldleistung, die als Gegenleistung für die Inanspruchnahme öffentlicher Einrichtungen 
und Anlagen erhoben wird. Die Abfallgebühr ist eine Pflichtgebühr. 
 
Kosten sind die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten. Der Gebühren-
rechnung kann ein Kalkulationszeitraum von höchstens drei Jahren zu Grunde gelegt werden. Kos-
tenüberdeckungen am Ende eines Kalkulationszeitraumes sind innerhalb der nächsten drei Jahre 
auszugleichen; Kostenunterdeckungen sollen innerhalb dieses Zeitraums ausgeglichen werden. Zu 
den Kosten gehören neben den persönlichen und sächlichen Betriebs- und Verwaltungskosten auch 
Entgelte für in Anspruch genommene Fremdleistungen, Abschreibungen, die nach der mutmaßlichen 
Nutzungsdauer oder Leistungsmenge gleichmäßig zu bemessen sind, sowie eine angemessene Ver-
zinsung des aufgewandten Kapitals; bei der Verzinsung bleibt der aus Beiträgen und Zuschüssen 
Dritter aufgebrachte Eigenkapitalanteil außer Betracht. 
 
Bei der Verteilung der Kostenarten auf die Kostenstellen/-träger ist zu beachten, dass die festgestell-
ten Kosten nicht zwangsläufig den gebührenfähigen Kosten entsprechen. Bei dieser Unterscheidung 
spielen die Grundprinzipien der Gebührenkalkulation eine entscheidende Rolle. Neben der Abgren-
zung des neutralen Aufwands sind die Kosten aus der Gebührenkalkulation auszusondern, die nicht 
durch die gebührenpflichtige Leistungserstellung bedingt sind. Zudem dürfen nach dem Grundsatz der 
Erforderlichkeit übermäßige und überflüssige Kosten in der Gebührenkalkulation nicht berücksichtigt 
werden. Dagegen ist in bestimmten Fällen eine vorweggenommene Gebührenerhebung zulässig (an-
tizipierte Gebührenerhebung). 
 
Die Gebühr ist nach der Inanspruchnahme der Einrichtung oder Anlage zu bemessen (Wirklichkeits-
maßstab). Wenn das besonders schwierig oder wirtschaftlich nicht vertretbar ist, kann ein Wahr-
scheinlichkeitsmaßstab gewählt werden, der nicht in einem offensichtlichen Missverhältnis zu der In-
anspruchnahme stehen darf. Für die Ermittlung der Abfallgebühren ist der Abfallgefäßmaßstab ein 
rechtlich anerkannter Gebührenmaßstab. Grundstücksbezogene Benutzungsgebühren ruhen als öf-
fentliche Last auf dem Grundstück. 

Für die von der Stadt Ahaus als öffentliche Einrichtung betriebene Abfallwirtschaft sind somit nach § 6 
Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) Benutzungsgebühren zu erhe-
ben. Zur Überprüfung des gesetzlich vorgeschriebenen Kostenüberschreitungsverbots hat die Verwal-
tung für das Haushaltsjahr 2013 die anliegende Gebührenkalkulation (Anlage 03 – nichtöffentliche 
Anlage -) aufgestellt.  
 
Jahresüberschüsse der kostenrechnenden Einrichtungen am Ende des Kalkulationszeitraums, die 
nach § 6 KAG in den vier folgenden Jahres ausgeglichen werden müssen, sind nach § 43 Abs. 6 
GemHVO als Sonderposten für den Gebührenausgleich anzusetzen. Diese entstehen nach § 6 Abs. 2 
KAG dadurch, dass auf der Grundlage des Kostendeckungsprinzips Kostenüberdeckungen für Benut-
zungsgebühren am Ende des Kalkulationszeitraums ermittelt wurden. 
 
Kostenüberdeckungen stellen eine Verpflichtung gegenüber der Gemeinschaft der Gebührenzahler 
dar, wobei die Kommune frei darin ist, diese Verpflichtung gegenüber dem einzelnen Gebührenzahler 
oder der Gemeinschaft der Gebührenzahler zu erfüllen. In der Regel wird dies seitens der Kommune 
gegenüber der Gemeinschaft der Gebührenzahler erfolgen, in dem in einer Kalkulation der vier Folge-
jahre diese Überdeckung gebührenmindernd berücksichtigt wird. Bis diese verminderte Gebührenver-
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anschlagung erfolgt, wird in der kommunalen Bilanz ein Sonderposten für den Gebührenausgleich 
gebildet. Hierzu erfolgt im Rahmen des Jahresabschlusses eine Aufwandsbuchung für die Einstellung 
in den Sonderposten mit der Gegenbuchungsposition „Sonderposten für den Gebührenausgleich“. 
 
Basierend auf der Zielsetzung der Abbildung des Ressourcenverbrauchs und des Ressourcenauf-
kommens folgt der Haushalt der Gebührenkalkulation. Erst wenn in dieser die gebührenmindernde 
Berücksichtigung der Kostenüberdeckung einbezogen wird, ist die Auflösung des Sonderpostens im 
Haushalt zu planen. In der Teilergebnisrechnung ist dieser Sachverhalt im Rahmen der Erläuterung 
des Saldos zwischen Haushaltsansatz und Gebührenkalkulation sowie im Jahresabschluss des ent-
sprechenden Haushaltsjahres zwischen dem Haushaltsergebnis und dem Ergebnis auf der Grundlage 
der Gebührenkalkulation zu erläutern. 
 
Entstehen Kostenunterdeckungen für Benutzungsgebühren am Ende des Kalkulationszeitraums, sol-
len diese nach § 6 Abs. 2 KAG in den vier folgenden Jahren ausgeglichen werden. Kostenunterde-
ckungen, die noch ausgeglichen werden sollen, sind nach § 43 Abs. 2 GemHVO entgegen den Kos-
tenüberdeckungen nur im Anhang der Bilanz anzugeben. Aufgrund des Vorsichtsprinzips erfolgt man-
gels Realisation einer Forderung keine bilanzielle Abbildung. Hier folgt der Haushalt der Gebühren-
kalkulation hinsichtlich der Berücksichtigung der Kostenunterdeckung im Haushalt nur in der Form, 
dass die in der Gebührenkalkulation ermittelten Gebührenerträge (einschließlich der einbezogenen 
gebührenerhöhenden Unterdeckung) vollständig veranschlagt werden. Entgegen der Kostenüberde-
ckung mittels Sonderposten wird bei einer Kostenunterdeckung diese nur im Rahmen der Gebühren-
kalkulation nachgehalten. Allerdings ist in der Teilergebnisplanung dieser Sachverhalt im Rahmen der 
Erläuterung des Saldos zwischen Haushaltsansatz und Gebührenkalkulation sowie im Jahresab-
schluss zwischen dem Ergebnis des Teilhaushalts und dem Ergebnis auf der Grundlage der Gebüh-
renkalkulation zu erläutern. 
 
Jahresabschluss 2011 
Zu Beginn des Jahres 2011 betrug die Gebührenausgleichsrücklage „Abfall“ insgesamt 
238.316,74 €. Zur teilweisen Finanzierung der Gebührenkalkulation 2011 sollten hiervon 
85.000,00 € planmäßig entnommen werden. Das Jahr 2011 schließt unter Berücksichtigung der 
planmäßigen Rücklagenentnahme mit einem Überschuss von 195.483,89 € ab. Dieser Betrag 
übertrifft damit die geplante Rücklagenentnahme um 110.483,89 €. Zu begründen ist dies in ers-
ter Linie mit den Verwertungserlösen für Altpapier. Hier konnten statt der veranschlagten 151.000 
€ insgesamt mehr als 250.000 € vereinnahmt werden. Dies zeigt, wie wichtig die Altpapierentsor-
gung in kommunaler Hand ist. So kommen die doch beträchtlichen Verkaufserlöse der Abfälle 
bzw. Wertstoffe dem Gemeinwohl zugute. Hinzu kommen Kosteneinsparungen durch leichte Ab-
fallmengenreduzierungen. Zur Mengenstatistik wird auf die Anlage 06 verwiesen. Die gebühren-
rechtliche Nachkalkulation für 2011 ist dem Betriebsabrechnungsbogen in der Anlage 01 zu ent-
nehmen. 
 
Gebührenkalkulation 2013 
Die Gebührenkalkulation für das kommende Jahr setzt u.a. die Abfallmengenentwicklung bis 
2011 zugrunde. Die durch die Abfallgebühren zu deckenden Kosten der öffentlichen Abfallwirt-
schaft werden sich im nächsten Jahr voraussichtlich auf rd. 2.592.000 € belaufen. Sie überstei-
gen den Vorjahreswert um 176.000 €. Diese Mehrkosten setzen sich zusammen aus 83.000 € für 
Abfallentsorgung im Holsystem, 13.000 € für Abfallentsorgung im Bringsystem an den Wertstoff-
höfen, 64.000 € Mehrkosten aus interner Leistungsverrechnung und 16.000 € Entgeltanpassung 
aus dem Dienstleistungsvertrag. 
 
Zu begründen ist die Kostensteigerung in erster Linie mit der Gebührenanhebung des Kreises 
Borken, der vertragsgemäßen Entgeltanpassung der Firma Stenau, der prognostizierten Abfall-
mengenanpassung für das Jahr 2013 und den erhöhten internen Leistungsverrechnungen (ins-
besondere Baubetriebshof für Entleerung der Straßenpapierkörbe). Eine Kombination dieser Fak-
toren führt dann im Rahmen der Kostenrechnung zu den o.a. Mehrkosten. Von den Gesamtkos-
ten des Jahres 2013 können durch anderweitige Einnahmen (Altpapierverkauf = 178.000 €, Ge-
bührenausgleichsrücklage = 195.000 €, DSD-Kostenerstattung = 42.000 €, Wertstoffhofgebühren 
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= 30.000 €) insgesamt voraussichtlich rd. 445.000 € finanziert werden, sodass netto insgesamt 
2.147.000 € durch diese Gebührenkalkulation noch zu finanzieren und vom Gebührenzahler zu 
erheben sind. Für den Bereich Biomüllentsorgung sind dies rd. 666.000 € und für den Bereich 
Restmüllentsorgung mit seinen Nebenleistungen (Wertstoffhof, Sperrmüllentsorgung, ...) zusam-
men rd. 1.481.000 €. Diese durch die Gebührenkalkulation zu finanzierenden Nettokosten über-
steigen den Vorjahreswert um 137.000 €. Dies führt dann letztlich dazu, dass die Gebührensätze 
entsprechend angehoben werden müssen.  
 
Der Kreis Borken hebt für das kommende Jahr seine Gebührensätze für die Entsorgung von Ab-
fällen zum Teil deutlich an, wodurch im Bereich der Restmüllentsorgung voraussichtlich Mehrkos-
ten von mehr als 100.000 € und im Bereich der Bioabfallentsorgung Mehrkosten von mehr als 
30.000 € entstehen werden. Zusammengefasst entspricht dieser Wert in etwa der o.g. Steigerung 
der o.g. Nettokosten insgesamt zum Vorjahr. Hierzu wird auf die Anlagen verwiesen.  
 
Den Kosten stehen im Rahmen der Gebührenermittlung die Gefäßzahlen gegenüber. Nach den 
Erfahrungswerten der vergangenen Jahre werden im Jahr 2013 voraussichtlich ca. 21.700 Ab-
fallgefäße (Restmüll und Biomüll) vorgehalten. Für das Jahr 2012 hatte die Verwaltung noch mit 
21.300 Abfallgefäßen kalkuliert. Die Steigerung um 400 Gefäße ist auf die Anzahl der Anschluss-
nehmer zurück zuführen. Nach der beigefügten Gebührenkalkulation wirkt sich die Kostensituati-
on in Kombination mit den leicht gestiegenen Maßstabseinheiten (Gefäßzahlen) und den Ein-
nahmen des Altpapierverkaufs sowohl bei den Restmüllgefäßen als auch bei den Bioabfallgefä-
ßen gebührensteigernd aus. Die unterschiedliche relative Gebührensteigerung hängt mit den 
unterschiedlichen Faktoren der Gebührenkalkulationen, z.B. Rücklagenbestände und Abfallmen-
genprognosen, zusammen. Eine separate Gebühr für die Altpapiertonne wird seit dem Jahr 2009 
nicht mehr erhoben, da sich der Altpapiermarkt in den vergangenen Jahren äußerst positiv entwi-
ckelt hat und hier sogar Überschüsse erwirtschaftet werden. Die Überschüsse werden über die 
Einheitsgebühr der Restmülltonne abgewickelt und kommen so dem Gebührenzahler zugute.  
 
Grundsätzlich ist zu beachten, dass die Gebühr für die Restmüllgefäße nicht nur die Gestellung 
des Restmüllgefäßes und die Entsorgung des Restmülls mittels Restmüllgefäß umfasst, sondern 
auch eine Menge von zusätzlichen Sonderleistungen enthält. Die Wertstoffhöfe in Ahaus und im 
Ortsteil Alstätte können gegen eine nicht kostendeckende Sondergebühr angefahren werden. 
Darüber hinaus gibt es die Möglichkeit, einmal jährlich den Sperrmüllholdienst und die Grünab-
fuhr ohne zusätzliche Kosten in Anspruch zu nehmen. Aber auch die Nutzung des Schadstoff-
mobils des Kreises Borken ist hier indirekt enthalten. Schließlich enthält die Gebühr auch die 
Kosten der Straßenpapierkörbe und die Kosten für die Beseitigung wilder Müllablagerungen. Ab 
2009 werden über diese Gebühr auch die Kosten und Verkaufserlöse aus der Entsorgung des 
Altpapiers abgerechnet.  
 
Weitere Einzelheiten können der beigefügten Gebührenkalkulation (aus datenschutz- und verga-
berechtlichen Gründen nicht-öffentliche Anlage 03) entnommen werden. Die Stadt Ahaus ist nach 
vergaberechtlichen Vorschriften zur Geheimhaltung der Angebotspreise aus der europaweiten 
Ausschreibung verpflichtet. Anlage 01 stellt das Abschlussergebnis des Haushaltsjahres 2011 
dar (Betriebsabrechnungsbogen). Anlage 02 enthält eine Kostenstellenrechnung für das Jahr 
2013. Anlage 04 enthält einen Vergleich der Gebührensätze 2012 mit 2013 und einen Vergleich 
der Regelgebühren für Privatgrundstücke (Musterhaushalt) 2012 mit 2013. Die Gebührensätze 
des Kreises Borken sind in der Anlage 05 und die Abfallmengenentwicklungen in der Anlage 06 
dargestellt. Anlage 07 zeigt einen interkommunalen Gebührenvergleich auf Kreisebene nach den 
Vorgaben des Städte- und Gemeindebundes. 
  
Kreislaufwirtschaftsgesetz 
Am 01.06.2012 ist das Kreislaufwirtschaftsgesetz des Bundes (KrWG) als Nachfolgegesetz zum 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) in Kraft getreten. Hiermit wird die EU-
Abfallrahmenrichtlinie in deutsches Recht umgesetzt und das bestehende deutsche Abfallrecht 
umfassend umwelt- und abfallrechtlich modernisiert. Daraufhin hat der Nordrhein-Westfälische 
Städte- und Gemeindebund eine neue Muster-Abfallsatzung für die Städte und Gemeinden he-
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rausgegeben. Auch der Kreis Borken ist derzeit damit beschäftigt, sein Abfallwirtschaftskonzept 
und auch seine Abfallentsorgungssatzung an das neue KrWG anzupassen. Der Entwurf des Ab-
fallwirtschaftskonzeptes des Kreises Borken kann eingesehen werden unter: „http://www.kreis-
borken.de/kreisverwaltung/bodenschutz-undabfallwirtschaft.html“. 
Ein Kernpunkt ist hierbei die Ausrichtung und umweltrechtliche Weiterentwicklung der Wertstoff-
entsorgung. So sollen zukünftig die Wertstofferfassung und die Wertstoffverwertung entspre-
chend dem neuen Kreislaufwirtschaftsgesetz im Sinne des Umweltschutzes weiter ausgebaut 
werden. Speziell denkt der Kreis Borken darüber nach, das Schadstoffmobil um eine Wertstoffer-
fassungskomponente für haushaltsübliche Kleinmengen zu erweitern, die Wertstoffhöfe weiter 
auszubauen und zu intensivieren und die Altkleidersammlungen gemeinsam mit den kreisange-
hörigen Städten und Gemeinden neu zu organisieren. Oberstes Ziel hierbei ist eine einheitliche 
und umweltgerechte Wertstoffwirtschaft und vor allem die Sicherung der Wertstofferlöse für das 
Gemeinwohl. So können derzeit bereits beträchtliche Erlöse aus der Vermarktung der Altkleider 
und Alttextilien erzielt werden. So muss nach den abfallrechtlichen Regelungen sichergestellt 
werden, dass die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger in den Genuss dieser Einnahmen 
kommen und hiermit die Gebührensätze der Restmüllgefäße stabil halten bzw. senken. 
 
Durch das neue KrWG ergeben sich veränderte abfallwirtschaftliche und abfallrechtliche Rah-
menbedingungen und Vorgaben, denen mit dem Abfallwirtschaftskonzept des Kreises Borken 
und den kommunalen Satzungen Rechnung getragen wird. Dies betrifft insbesondere die Strate-
gien in Bezug auf die Fortentwicklung der Entsorgungswirtschaft hin zu einer Wertstoffwirtschaft 
in kommunaler Verantwortung und die damit einhergehende Sicherung von Wertstofferlösen für 
die kommunalen Gebührenhaushalte. Ebenso werden Kooperationsmöglichkeiten im Bereich der 
Abfallwirtschaft zwischen entsorgungspflichtigen Körperschaften einen noch größeren Stellen-
wert erlangen. 
 
Ziel des neuen Gesetzes ist eine nachhaltige Verbesserung des Umwelt- und Klimaschutzes so-
wie der Ressourceneffizienz in der Abfallwirtschaft durch Stärkung der Abfallvermeidung und des 
Recyclings von Abfällen. Gleichzeitig soll durch die Übernahme EU-rechtlicher Begriffe und Defi-
nitionen sowie die Präzisierung zentraler Regelungen die praktikable und rechtssichere Anwen-
dung des Gesetzes erleichtert werden.  
 
Wesentliche Inhalte des KrWG sind: 

• Neue EU-rechtlich harmonisierte Begriffsbestimmungen (insbesondere Abfallbegriff, Ne-
benprodukte, Ende der Abfalleigenschaft, Verwertung, Beseitigung); 

• Einführung in der neuen fünfstufigen Abfallhierarchie; 
• Hochwertigkeit von Verwertungsmaßnahmen; 
• Pflichten der Abfallbesitzer/-erzeuger und Entsorgungsträger; 
• Einführung einer Wertstofftonne ab 2015; 
• Schaffung einer Rechtsgrundlage für Abfallvermeidungsprogramme; 
• Flächendeckende Getrenntsammlung von Bioabfällen ab 2015; 
• Neuregelung der gewerblichen und gemeinnützigen Sammlung; 
• Bürokratieabbau und effizientere Überwachung 

 
Das KrWG schafft in § 10 Abs. 1 Nr. 3 die verordnungsrechtliche Grundlage für die Einführung 
einer „Wertstofftonne“ oder eine einheitliche Wertstofferfassung in vergleichbarer Qualität. Auf 
Grundlage dieser Ermächtigung können Anforderungen an die gemeinsame Erfassung und Lo-
gistik von Abfällen und rücknahmepflichtigen Erzeugnissen bestimmt werden, soweit diese 
gleichartig sind oder den gleichen Verwertungsweg haben. Im Ergebnis wird damit die Möglich-
keit geschaffen, Verpackungen und sonstige Abfälle aus den gleichen Materialien wie Verpa-
ckungen (z.B. Kunststoffe / Metalle) gemeinsam zu erfassen. Die konkreten Regelungen durch 
eine Wertstoffverordnung, beziehungsweise ein Wertstoffgesetz stehen noch aus und sind auch 
vorläufig nicht zu erwarten. Für die Einführung einer Wertstofftonne gibt es demnach derzeit noch 
keine Planungssicherheit. Verschiedene Modellversuche laufen im Bundesgebiet. Der Kreis Bor-
ken hat das Thema aufgegriffen und gemeinsam mit der EGW und den Städten und Gemeinden 
(Arbeitsgruppe) eine Konzeption zur Wertstofferfassung und -verwertung im Kreis Borken erar-
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beitet. Diese Konzeption ist Teil des Abfallwirtschaftskonzeptes des Kreises und dort in Ziffer 5.3 
ff. erläutert.  
 
Neufassung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Ahaus 

Durch die o.g. veränderten Rahmenbedingungen ist eine Neufassung der Satzung über die Ab-
fallentsorgung in der Stadt Ahaus erforderlich. Speziell werden hiermit in Ahaus die Abfallentsor-
gungssatzung und die Gebührensatzung zur Abfallentsorgung für eine praktikablere Anwendung 
in eine Satzung zusammengeführt. Neu in der Satzung ist die Anlage 1, eine Auflistung der von 
der Stadt Ahaus zugelassenen Abfälle. Nach der Mustersatzung ist eine solche Auflistung erfor-
derlich. In der „alten“ Satzung waren diese Abfallarten in den unterschiedlichen Paragraphen 
untergebracht. Mit der Anlage 1 der Abfallbeseitigungssatzung hat die Stadt Ahaus nunmehr eine 
zusammengefasste eindeutige Auflistung der von der Stadt Ahaus zugelassenen Abfälle.  

Weiter beschäftigt sich die neue Abfallbeseitigungssatzung mit der Zuständigkeitenregelung über 
die Einsammlung von Abfällen, die Abfallverwertung und die Abfallbeseitigung zwischen der 
Stadt Ahaus, dem Kreis Borken bzw. der EGW, und dem „dualen System“. Die „alte“ Satzung 
enthielt noch eine Regelung über die Erfassung von Schadstoffen. Diese Aufgabe nimmt jedoch 
seit geraumer Zeit der Kreis Borken (EGW) mit dem Schadstoffmobil wahr. Regelungen hierüber 
finden sich in der Abfallbeseitigungssatzung des Kreises Borken. Insofern ist eine satzungsrecht-
liche Behandlung in der Abfallbeseitigungssatzung der Stadt Ahaus nicht mehr erforderlich. Die 
Satzung der Stadt Ahaus weist lediglich auf die Zuständigkeit des Kreises hin.  

Genauso verhält es sich mit den elektronischen Abfällen und den Altkleidern. Die Entsorgung der 
elektronischen Abfälle erfolgt in Ahaus ausschließlich über die Sammelstellen der Wertstoffhöfe. 
Die Organisation, Koordination und die finanzielle Abwicklung wird hierbei vom Kreis Borken 
(EGW) im Sinne des Elektrogesetzes wahrgenommen.  

Des Weiteren will der Kreis Borken zukünftig die Altkleidersammlung und deren Verwertung bzw. 
Vermarktung zusammen mit den karitativen Einrichtungen durchführen. Die Einsammlungspflicht 
kann somit von der Stadt Ahaus auf den Kreis Borken durch Satzungsregelung übertragen wer-
den. Insofern hat die Stadt Ahaus hier zukünftig nur eine ordnungsrechtliche Zuständigkeit hin-
sichtlich der Containerstandorte. Verkaufserlöse für Altkleider und Alttextilien werden zukünftig 
für die Stadt Ahaus deutlich in den 5-stelligen Bereich prognostiziert. Insofern ist es auch hier 
wichtig, die Altkleiderentsorgung zumindest überwiegend in kommunaler Hand zu halten, um so 
die Verkaufserlöse dem Gemeinwohl zukommen zu lassen.  

In § 3 der Abfallentsorgungssatzung der Stadt Ahaus sind insofern explizit die von der Stadt 
Ahaus ausgeschlossenen Abfälle bezeichnet. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, wo diese von 
der Stadt ausgeschlossenen Abfälle zu entsorgen bzw. anzuliefern sind. Abschließend ist der 
Satzungstext auf Benutzerfreundlichkeit überprüft worden. Hierbei hat die Verwaltung klare und 
verständliche Regelungsformen übernommen.  

Die Abfallentsorgungsstruktur der Stadt Ahaus wird mit dieser neuen Satzung nicht verändert. 
Die neue Satzung passt sich lediglich an das neue Kreislaufwirtschaftsrecht, an den Abfallwirt-
schaftsplan des Kreises und an den gewachsenen Abfallentsorgungsregeln zwischen der Stadt 
Ahaus und den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern an und dient dabei einer rechtssicheren 
Anwendung.   
 
 
Rechtsgrundlagen: 
- Kreislaufswirtschaftgesetz (KrWG) 
- Abfallgesetz NRW (LAbfG NRW) 
- Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) 
- Verpackungsverordnung (VerpackV) 
- Gemeindeordnung NRW (GO NRW) 
- Abfallbeseitigungssatzung des Kreises Borken 
- Abfallbeseitigungssatzung der Stadt Ahaus        
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Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja                       Nein 
 
Budget: 11.01  Abfallwirtschaft  
Maßnahme:   

Ergebnisplan: 
Pos. Bezeichnung Betrag in € 
04 Benutzungsgebühren und ähnliche Entgelte 2.177.000 

Finanzplan:   
Pos. Bezeichnung Betrag in € 
04 Benutzungsgebühren und ähnliche Entgelte 2.177.000 

Der Bereich Abfallwirtschaft ist eine kostenrechnende Einrichtung, die sich nach dem Kommu-
nalabgabengesetz (KAG NW) durch kostendeckende Gebühren vollständig refinanziert. 
Im o.a. Haushaltsansatz sind auch 30.000 € Gebühreneinnahmen der Wertstoffhöfe enthalten.  
 

 
 
Anlagen 
Anlage 01: Betriebsabrechnungsbogen 2011 
Anlage 02: Kostenstellenrechnung 2013 
Anlage 03: Gebührenkalkulation 2013 mit Kostenrechnung (nicht-öffentlich) 
Anlage 04: Vergleich der Gebührensätze 2012 mit 2013,  
                   Vergleich der Regelgebühren für Privatgrundstücke 2012 mit 2013 
Anlage 05:  Entwicklung der Gebührensätze des Kreises Borken 
Anlage 06:  Gebühren-, Kosten- und Mengenstatistiken 
Anlage 07:  Vergleich der Abfallentsorgungsgebühren in den Städten und Gemeinden des  
                    Kreises Borken 2012 (Quelle: Bund der Steuerzahler)                           
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